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Bald zwanzig Jahre nach dem 
W erner-Bericht legt der soge­

nannte Delors-Ausschuß im A uf­

träge des Europäischen Rates e i­
nen neuen Entwurf zur Verw irkli­
chung der W irtschafts- und W äh­
rungsunion vor. G egenüber seinem 
Vorläufer sind G em einsam keiten, 
aber auch Abweichungen und neue 
Elem ente zu erkennen. G em ein­
sam ist beiden Studien die Vorstel­
lung, daß die W irtschafts- und die 
W ährungsunion im G leichschritt 
nach einem Stufenplan verw irklicht 
werden sollten. Auch die G rund­
m erkm ale der beiden „S äu len “ der 
W irtschafts- und W ährungsunion -  
des m onetären und des ökonom i­
schen Bereichs -  weisen starke 
Ähnlichkeiten auf (der Delors-Be- 
richt stützt sich hier erkennbar auf 
die Vorarbeiten der Werner- 
Gruppe). Schließlich geht der De- 
lors-Ausschuß, w ie schon der Wer­
ner-Ausschuß, zu Recht davon aus, 
daß es zur Verw irklichung der W irt­
schafts- und W ährungsunion einer 
Regierungskonferenz und einer Ver­
tragsrevision nach Art. 236 EW G- 
Vertrag bedarf.

Unterschiede zeigen sich zum  e i­
nen in der w irtschaftspolitischen 
Philosophie: atm et der W erner-Be- 
richt noch den Geist des Keynesia­
nismus, mit quantitativen Z ie lprojek­
tionen und w irtschaftspolitischen 
Leitlin ien, Steuerregulatoren und 
Konjunkturbudgets, so ist der De- 
lors-Bericht prinzipiell offen h in­
sichtlich der Methoden zur Errei­
chung der notwendigen ökonom i­
schen und w irtschaftspolitischen 
Konvergenz. Nicht nur das verän­
derte theoretische Umfeld, sondern 
auch die Erfahrungen im EWS spie­
geln sich hier w ider Zum  anderen 
verzichtet der Delors-Bericht auf die 
Aufzählung der Fülle von Detailm aß­
nahmen, die im W erner-Bericht die 
ordnungspolitische Sicht verstellen, 
und konzentriert sich dafür auf die 
Darlegung der ökonom ischen und 
institutioneilen Grundbedingungen 
einer W irtschafts- und W ährungs­
union.
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Im Bereich der W ährungspolitik 
bedeutet das, daß die M erkm ale e i­
nes europäischen Zentra lbanksy­
stem s eindeutig -  und im Einklang 
m it den deutschen Vorste llungen -  
defin iert sind. Das garantiert natür­
lich nicht, daß ein nach diesem  M o­
dell verfaßtes W ährungsinstitut eine 
Geldpolitik nach deutschen S tab ili­
tätsnorm en betreiben würde. G e­
gen eine solche Erwartung spre­
chen die sozioökonom ischen Tradi­
tionen in m anchen Ländern, die 
auch das Verhalten der M itglieder 
des Europäischen Zentra lbankra­
tes prägen dürften. Der ersten 
Phase auf dem Weg zur W irt­
schafts- und W ährungsunion, in der 
stab ilitä tsgerechtes Handeln „g e ­
probt“ werden muß, kom m t daher 
eine ebenso große Bedeutung zu 
wie der Möglichkeit, die Verw irkli­
chung der W irtschafts- und W äh­
rungsunion in „variab ler G eom e­
trie “ , unter anfänglicher Beteiligung 
nur e iniger M itgliedstaaten, voran­
zutreiben. Ein Irrweg wäre hinge­
gen die Errichtung eines Europäi­
schen Reservefonds, da dam it die 
Betonung fä lsch licherw eise auf die 
W echselkurspolitik verlagert würde.

Unrealistisch erscheint die Vor­

stellung, daß sich die W ährungs­
union über eine progressive Band­
breitenverringerung schaffen ließe. 
Mit jeder Bandbreitenverringerung 
steigt der Interventionsbedarf, und 
zwar ungeachtet der an statis ti­

schen Indikatoren gemessenen 
ökonom ischen Konvergenz. Auch 
„unw iderru flich“ feste W echsel­
kurse fordern stets zum  Test heraus. 
W ill man die W ährungsunion, dann 
führt kein Weg an dem  qualitativen 
Sprung von einem  Bandbreitensy­
stem  zur E inheitswährung vorbei.

Zu den G rundbedingungen einer 
W irtschaftsunion gehören nach 
dem  Delors-Bericht der einheitliche 
Binnenmarkt, eine w irksame Wettbe­
werbspolitik, gemeinsame Politiken 
zur Strukturanpassung und Regio­
nalentwicklung und die Koordinie­
rung der makroökonomischen Politi­
ken. Kaum kontrovers sollten die bei­
den ersten Elemente sein. Nicht zu 
vertreten wäre es indessen, wenn die 
Schaffung einer W irtschafts- und 
W ährungsunion mit der Forderung 
nach Aufstockung der Regionalbeihil­
fen oder einer sektoralen Strukturpo­
litik auf Gemeinschaftsebene ver­
knüpft würde. Zu Recht warnt der De- 
lors-Bericht davor, Einkommen zu 
subventionieren, und er weist auf die 
Bedeutung von Lohnflexibilität und 
Arbeitskräftemobilität für die Regio­
nalentwicklung hin. Was schließlich 
die Haushaltspolitik betrifft, so fordert 
der Delors-Ausschuß bindende Re­
geln und ' 'h re n  für die Begren­
zung oer f ic -  .lalen Haushaltsdefi­
zite und dl(^ "g un g  des mittelfri­
stigen finan? .ntischen Gesamtkur­
ses. Es ist schw er zu sehen, w ie die-

Verlangen, das in letzter Konse-
. jn z  eine Entm achtung der natio­

nalen Parlam ente im pliziert, prak­
tisch um gesetzt werden soll.

W ird der Europäische Rat eine 
Regierungskonferenz zur neuerli­
chen Änderung des EWG-Vertra- 
ges einberufen? Dies erscheint 
noch verfrüht. Der E instieg in die er­
ste Phase der W irtschafts- und 
W ährungsunion kann durchaus auf 
der G rundlage einer politischen Ver­
pflichtung geschehen. Aufgabe der 
Bundesregierung wird es sein, dar­
auf zu achten, daß die eindeutige 
Definition des institutioneilen End­
zustands der W ährungsunion dabei 
nicht w ieder verw ässert wird.
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